
URL: http://mobile.deloitte-tax-news.de/steuern/arbeitnehmerbesteuerung-
sozialversicherung/bfh-1-p-regelung-nur-bei-tatsaechlich-zur-privaten-nutzung-ueberlassenen-
dienstwagen.html

 23.07.2013

Arbeitnehmerbesteuerung/ Sozialversicherung

BFH: 1%-Regelung nur bei tatsächlich zur privaten Nutzung
überlassenen Dienstwagen

Die Anwendung der 1%-Regelung setzt voraus, dass der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer
tatsächlich einen Dienstwagen zur privaten Nutzung überlassen hat. Kann nicht festgestellt
werden, ob eine Überlassung zur privaten Nutzung vorliegt, so kann dies nicht durch den
Beweis des ersten Anscheins ersetzt werden. Es gibt keinen allgemeinen Erfahrungssatz,
dass Fahrzeuge aus dem Fuhrpark des Arbeitgebers stets einem oder mehreren
Arbeitnehmern zur privaten Nutzung zur Verfügung stehen und auch privat genutzt werden.

Sachverhalt
Der Kläger beschäftigt etwa 80 Mitarbeiter, darunter auch seinen Sohn S. Im
Betriebsvermögen befanden sich mehrere Kraftfahrzeuge, die für betriebliche Fahrten zur
Verfügung standen. Arbeitsvertraglich war es verboten, die betrieblichen Fahrzeuge privat
zu nutzen. Fahrtenbücher wurden nicht geführt. Das Finanzamt ging davon aus, dass eins
der betrieblichen Kraftfahrzeuge von S auch privat genutzt wurde. Es beurteilte dies als
einkommensteuerpflichtigen Sachbezug, den es nach der sogenannten 1%-Regelung des § 8
Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG bewertete. Streitig ist vor diesem
Hintergrund, ob ein geldwerter Vorteil für die Überlassung eines betrieblichen
Kraftfahrzeugs zu privaten Zwecken anzusetzen ist.

Entscheidung
Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt einen
Dienstwagen auch zur privaten Nutzung, begründet das einen zu erfassenden
Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers. Wird kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt und
steht daher der tatsächliche Umfang der privaten Nutzung des Dienstwagens durch den
Arbeitnehmer nicht fest, spricht nach der bisherigen Rechtsprechung aufgrund der
allgemeinen Lebenserfahrung der Beweis des ersten Anscheins (Anscheinsbeweis) für eine
auch private Nutzung des überlassenen Dienstwagens. Allerdings kann der
Anscheinsbeweis durch den Gegenbeweis entkräftet werden. Der Anscheinsbeweis ist
schon dann entkräftet, wenn ein Sachverhalt substantiiert dargelegt wird, der die ernstliche
Möglichkeit eines anderen als des der allgemeinen Erfahrung entsprechenden
Geschehensablaufs ergibt. Die bloße Behauptung des Steuerpflichtigen, das betriebliche
Fahrzeug nicht für Privatfahrten genutzt oder Privatfahrten ausschließlich mit anderen
Fahrzeugen durchgeführt zu haben, genügt allerdings nicht, um die Anwendung der 1%-
Regelung auszuschließen. 

Steht nicht fest, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Dienstwagen zur privaten
Nutzung überlassen hat, kann auch der Beweis des ersten Anscheins diese fehlende
Feststellung nicht ersetzen. Denn der Anscheinsbeweis streitet nur dafür, dass ein vom
Arbeitgeber zur privaten Nutzung überlassener Dienstwagen auch tatsächlich privat genutzt
wird. Der Anscheinsbeweis streitet aber weder dafür, dass dem Arbeitnehmer überhaupt
ein Dienstwagen aus dem vom Arbeitgeber vorgehaltenen Fuhrpark zur Verfügung steht,
noch dafür, dass er einen solchen (unbefugt) auch privat nutzt. Denn nach der allgemeinen
Lebenserfahrung ist zwar typischerweise davon auszugehen, dass ein dem Arbeitnehmer
auch zur privaten Nutzung überlassener Dienstwagen von ihm tatsächlich auch privat
genutzt wird. Weiter reicht dieser allgemeine Erfahrungssatz aber nicht. Es gibt
insbesondere keinen allgemeinen Erfahrungssatz des Inhalts, dass Fahrzeuge aus dem
Fuhrpark des Arbeitgebers stets einem oder mehreren Arbeitnehmern zur privaten Nutzung
zur Verfügung stehen und auch privat genutzt werden. 

Nach den bisher getroffenen Feststellungen steht im Streitfall lediglich fest, dass die
Kraftfahrzeuge zu dem für Betriebszwecke vom Kläger als Arbeitgeber vorgehaltenen
Fuhrpark gehörten und in diesem Rahmen naturgemäß von einigen der 80 Arbeitnehmer
und unter anderem auch von S genutzt wurden. Es steht indessen nicht fest, dass eines
dieser Fahrzeuge dem Sohn des Klägers als Dienstwagen auch zur privaten Nutzung



überlassen war. Für eine solche Überlassung eines Dienstwagens genügt es insbesondere
nicht, dass nur feststeht, dass Arbeitnehmer Kraftfahrzeuge aus dem Fuhrpark des
Arbeitgebers für betriebliche Zwecke nutzen. Stehen Kraftfahrzeuge lediglich als
Poolfahrzeuge zur Verfügung und sind diese auch nicht einem oder mehreren
Arbeitnehmern konkret zugeordnet und ihnen (anteilig) auch zur privaten Nutzung
überlassen, so kann ein geldwerter Vorteil nicht auf § 8 Abs. 2 Satz 2 EStG i.V.m. § 6 Abs. 1
Nr. 4 Satz 2 EStG gestützt werden. 

Das Finanzgericht wird nach Maßgabe der vorgenannten Rechtsgrundsätze den Sachverhalt
insbesondere dahingehend weiter aufzuklären haben, ob und welches Fahrzeug dem Sohn
des Klägers auch zur privaten Nutzung arbeitsvertraglich oder doch mindestens auf
Grundlage einer konkludent getroffenen Nutzungsvereinbarung tatsächlich überlassen war.

Anmerkung
Mit Urteil vom 21.03.2013 hat der BFH in Abkehr zu seiner bisherigen Rechtsprechung
entschieden, dass die unentgeltliche oder vergünstigte Überlassung eines Dienstwagens
durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer zu dessen Privatnutzung auch dann zu einem
steuerpflichtigen Vorteil führt, wenn der Arbeitnehmer den Dienstwagen tatsächlich nicht
privat nutzt. Eine Widerlegung der angenommenen Privatnutzung durch den
Steuerpflichtigen ist zukünftig nicht mehr möglich (Änderung der Rechtsprechung). 
BFH, Urteil vom 21.03.2013, VI R 31/10, siehe Deloitte Tax-News 
Pressemitteilung

Vorinstanz
Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 23.04.2007, 11 K 379/06

Fundstelle
BFH, Urteil vom 21.04.2010, VI R 46/08, BStBl II 2010, S. 848

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.

http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=28177
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/arbeitnehmerbesteuerung-sozialversicherung/bfh-anwendung-der-1p-regelung-auch-bei-fehlender-privater-nutzung.html
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=pm&nr=28158
http://www.finanzgericht.niedersachsen.de/live/live.php?navigation_id=13536&article_id=57105&_psmand=53
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&sid=0ffd16511c0b3ce3221886a38e6ac9fe&nr=21931&pos=0&anz=1



	BFH: 1%-Regelung nur bei tatsächlich zur privaten Nutzung überlassenen Dienstwagen
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Anmerkung
	Vorinstanz
	Fundstelle


